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Lars P. Feld* 

Zur Politischen Ökonomik der wirtschaftspolitischen Beratung: 
Der Sachverständigenrat als ordnungspolitisches Gewissen? 

1. Einleitende Bemerkungen 

Nabelschau von Ökonomen scheint unergiebig für die Lösung wirtschaftspolitischer Probleme. 

Dies zeigen nicht zuletzt der so genannte „neue Methodenstreit“ (Bräuninger, Haucap und 

Muck 2011, Caspari und Schefold 2011, Feld und Köhler 2011) um die Ausrichtung der 

Volkswirtschaftslehre in Deutschland oder die Diskussion um die Sinnhaftigkeit von Rankings 

(Frey und Rost 2010, Osterloh und Frey 2015). In diesem Methodenstreit, der sich an der 

Neubesetzung von Lehrstühlen der Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln entzündete, 

standen die Mathematisierung ökonomischer Analyse, die Rolle der Ordnungsökonomik sowie 

die Bedeutung von Institutionenkenntnissen im Mittelpunkt der Diskussion. Obwohl dabei die 

Bedeutung formaler theoretischer und empirischer Analyse in der wirtschaftspolitischen 

Beratung angesprochen wurde, kam man mit dieser Diskussion keiner Lösung irgendeines 

wirtschaftspolitischen Problems näher. Ähnlich verhält es sich mit der Frage der Sinnhaftigkeit 

von Rankings. Die Vorzüge oder Nachteile von Handelsblatt- oder FAZ-Ranking mögen 

interessant sein für den einzelnen Forscher, insbesondere wenn es um die Besetzung von 

Lehrstühlen geht. Ebenfalls löst dies aber kein wirtschaftspolitisches Problem. 

Nun geht es in der ökonomischen Forschung nicht zwingend um die Wirtschaftspolitik. 

Forschung sollte grundsätzlich zweckfrei möglich sein. Die Grundlagenforschung, bei welcher 

der Nutzen für eine spätere Anwendung unklar oder einfach nicht vorhanden ist, wäre sonst in 

der Bredouille. Und vielleicht haben ein Methodenstreit oder eine Ranking-Debatte durchaus 

indirekte Implikationen für die Wirtschaftspolitik, im ersten Fall, wenn damit die Fähigkeiten 

von Volkswirten angesprochen sind, die für die wirtschaftspolitische Beratung bedeutsam sind, 

im zweiten Fall, wenn durch Rankings eine Selbstselektion in Bereiche angeregt wird, die für 

die Wirtschaftspolitik unergiebiger sind.  

In ähnlicher Weise könnten die in jüngerer Zeit gehäuft auftretenden Analysen im Bereich der 

Politischen Ökonomik der Politikberatung als Nabelschau abgetan werden (Kirchgässner 1996, 

2011, 2013a, 2013b, 2015, Cassel 2001, Mause und Heine 2003). (Wirtschafts-) Politische 

Berater werden hier in der Tradition der Neuen Politischen Ökonomik wie andere Menschen, 

die wirtschaftliche Dispositionen treffen, als eigennützig und rational angenommen. Dies 

erlaubt eine ökonomische Analyse der Beratungstätigkeit, ohne davon auszugehen, dass 

Ökonomen als wirtschaftspolitische Berater das Wohl eines Landes im Blick hätten. 

Insbesondere ermöglicht dies zu beleuchten, inwiefern das Beratungsergebnis, etwa ein 

konkreter wirtschaftspolitischer Vorschlag, dem Gemeinwohl oder partiellen Interessen dient. 

                                                      
* Prof. Dr. Dr. h.c. Lars P. Feld ist Universitätsprofessor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere 

Wirtschaftspolitik und Ordnungsökonomik an der Universität Freiburg, Direktor des Walter Eucken Instituts, 
Mitglied des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, des 
Unabhängigen Beirats des Stabilitätsrats, des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der 
Finanzen sowie Sprecher des Kronberger Kreises. Postanschrift: Walter Eucken Institut, Goethestr. 10, D-
79100 Freiburg, feld@eucken.de. 
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Allgemein werfen diese Analysen ein neues Licht auf die Wirtschaftspolitik, zumindest aber 

auf die wirtschaftspolitischen Diskussionen in der Öffentlichkeit. Besonders deutlich wird der 

Einfluss der Politischen Ökonomik der Politikberatung auf die Wirtschaftspolitik in der 

Diskussion um den Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung (SVR) im Anschluss an das Jahresgutachten 2014/2015, in welchem sich der Rat 

dezidiert gegen die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland ausgesprochen 

hatte. In der Öffentlichkeit wurde von politischer Seite, insbesondere von den Gewerkschaften 

und der damaligen Generalsekretärin der SPD, die Sinnhaftigkeit dieses Sachverständigenrates 

bis hin zu Forderungen nach seiner Abschaffung diskutiert. Kirchgässner (2015) trug zu dieser 

Diskussion aus Sicht seiner Interpretation der Politischen Ökonomik der Politikberatung bei 

und lieferte damit Argumente, mit denen die wissenschaftliche Integrität der Mitglieder dieses 

Gremiums bis heute in Frage gestellt wird.  

Im einem ersten Beitrag im Wirtschaftsdienst (Feld, 2017) habe ich mich mit der Frage 

auseinander gesetzt, inwiefern die bisher gelieferten Argumente der Politischen Ökonomik der 

Politikberatung zu kurz greifen, um damit der institutionellen wirtschaftspolitischen Beratung 

in Deutschland gerecht zu werden. Die institutionelle wirtschaftspolitische Beratung 

unterscheidet sich von anderen Formen der wirtschaftspolitischen Beratung durch das 

gesetzlich (oder statutarisch) vorgegebene Mandat und die Unterschiede im Selektionsprozess. 

In diesem Beitrag möchte ich an diese in Feld (2017) nur knapp skizzierten Gedanken 

anknüpfen und weiter ausführen, inwiefern die Mitglieder insbesondere des SVR, aber auch der 

Wissenschaftlichen Beiräte beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie beim 

Bundesministerium der Finanzen anderen Anreizen unterliegen und daher in der 

wirtschaftspolitischen Beratung mit anderen Ergebnissen zu rechnen ist.  

Der Beitrag ist folgendermaßen gegliedert. In Abschnitt 2 fasse ich die Hauptergebnisse der 

Politischen Ökonomik der Politikberatung zusammen. Diesen stelle ich in Abschnitt 3 die 

Anreizstrukturen gegenüber, denen die institutionelle wirtschaftspolitische Beratung in 

Deutschland unterliegt. Dabei steht der SVR im Vordergrund, allerdings spielen die beiden 

Wissenschaftlichen Beiräte ebenfalls eine Rolle. In Abschnitt 4 wird ausgeführt, wie sich dies 

auf die Ergebnisse der wirtschaftspolitischen Beratung auswirkt.  

 

2. Die Politische Ökonomik der wirtschaftspolitischen Beratung1 

Die Politische Ökonomik der wirtschaftspolitischen Beratung wendet das ökonomische 

Verhaltensmodell auf die Berater selbst an und folgt damit dem grundsätzlichen Vorgehen der 

Neuen Politischen Ökonomik. Wirtschaftspolitische Berater sind demnach genauso eigennützig 

und rational wie andere Akteure im politischen Prozess. Die Zielfunktion der Berater dürfte in 

Anlehnung an die öffentliche Verwaltung die drei Ziele Power, Prestige, Pay (Macht, Prestige 

und Honorar/ Aufwandsentschädigung) als Argumente enthalten. Darunter lässt sich nicht 

zuletzt die Verwirklichung eigener politischer Vorstellungen subsumieren. Wissenschaftler 

sind als wirtschaftspolitische Berater somit nicht neutral und nicht von vornherein lediglich der 

                                                      
1 Dieser Abschnitt greift auf die Ausführungen in Feld (2017) zurück. Ich stütze mich hier im Wesentlichen auf 
Kirchgässner (2011, 2013a, 2013b, 2015).  
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Wahrheit verpflichtet. Sie stehen daher nicht per se als unabhängige Instanz über verschiedenen 

Partialinteressen, wie es Hesse (1994) suggeriert, sind keine Justitia ähnliches Schiedsgericht, 

das auf beiden Augen blind die verschiedenen in der politischen Diskussion vorgebrachten 

Argumente auf ihre Richtigkeit hin überprüft. Es kommt vielmehr auf die Restriktionen an, 

denen die wirtschaftspolitischen Berater unterliegen. Richtig gesetzte Anreize können 

verhindern, dass wirtschaftspolitische Berater partiellen Interessen dienen.  

Eine wesentliche Restriktion stellt die Reputation von Wissenschaftlern dar. Abgesehen von 

direkten Formen der Politikberatung, bei denen ein Politiker oder eine Politikerin individuell 

von Wissenschaftlern als Teil des politischen Teams beraten wird,2 stehen in der Politischen 

Ökonomik der wirtschaftspolitischen Beratung drei Typen dieser Beratung im Mittelpunkt des 

Interesses. Wissenschaftler erstellen Gutachten für Politiker, für politische Institutionen oder 

für Interessengruppen. Diese Gutachten können instrumentell oder technisch sein, indem sie 

aufzeigen, wie bestimmte politische Ziele am besten erreicht werden können. Die dabei 

vorgegebenen Ziele werden in der Regel nicht hinterfragt. Gutachten können aber ebenso dazu 

dienen, bestimmte politische Positionen zu untermauern. Wissenschaftler haben dabei einen 

Anreiz, das Interesse des Auftraggebers zu berücksichtigen. Klugheitsargumente sprechen 

allerdings dagegen, dass sie reine Gefälligkeitsgutachten verfassen. Wenn dies offensichtlich 

würde, insbesondere wenn die getroffenen Aussagen nicht durch die angeführten Argumente 

und die empirische Evidenz gedeckt wären, verlören Wissenschaftler ihre Reputation oder 

müssten zumindest Reputationseinbußen hinnehmen. Sie würden dadurch für zukünftige 

Auftraggeber uninteressant, weil sie in geringerem Maße in der Lage wären, dem Anliegen der 

Auftraggeber Legitimität zu verleihen. Zeitinkonsistentes Verhalten der Wissenschaftler 

mündet daher in einer Selektion derjenigen Gutachter durch die Auftraggeber, von denen sie 

sich Ergebnisse versprechen, die sich nahe an ihren politischen Positionen befinden.  

Wirtschaftspolitische Berater sind somit nicht wertfrei im Sinne Max Webers (1919). Die 

Objektivität der wirtschaftspolitischen Beratung ergibt sich vielmehr in Anlehnung an den 

Kritischen Rationalismus durch die Organisation des Prozesses wirtschaftspolitischer Beratung. 

Dabei spielt der Wettbewerb zwischen Wissenschaftlern, die als wirtschaftspolitische Berater 

auftreten, eine zentrale Rolle. Damit Reputation und Glaubwürdigkeit als Korrektive zum 

Tragen kommt, müssen Offenheit und Transparenz dieses Prozesses gewährleistet sein. 

Selektionseffekte treten dann zwar immer noch auf. Aber nur in einem offenen und 

transparenten Prozess führt der Wettbewerb unterschiedlicher wirtschaftspolitischer Positionen 

dazu, dass Wissenschaftler die bestehenden wissenschaftlichen Standards einhalten.  

Dieser Wettbewerb hat viele Facetten. Er ergibt sich erstens zwischen unterschiedlichen 

Gutachtern für unterschiedliche Positionen. Länder, die vor dem Bundesverfassungsgericht 

gegen oder für ein geltendes Finanzausgleichsgesetz streiten, stützen beispielsweise ihre 

Positionen auf Gutachten (siehe z.B. Feld et al. 2007, Seitz 2006a, b). Wettbewerb findet 

zweitens über die Öffentlichkeit statt. In den Medien werden verschiedene wirtschaftspolitisch 

                                                      
2 Als Beispiel für eine solche individuelle Beratung kann das wirtschaftspolitische Team, bestehend aus Peter 
Bofinger, Henrik Enderlein, Marcel Fratzscher und Bert Rürup dienen, das den SPD-Kanzlerkandidaten Martin 
Schulz im Vorfeld des Bundestagswahlkampfs 2017 beraten hat. Siehe „Wahlkampf-Profi Machnig soll Schulz 
helfen“, Spiegel Online vom 19.5.2017, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/martin-schulz-holt-sich-im-
wahlkampf-hilfe-von-matthias-machnig-a-1148437.html 



4 
 

relevante Analysen auseinander genommen. Es findet ein Schlagabtausch zwischen 

unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Positionen statt. Diese Ausprägung des Wettbewerbs 

ist durch die neuen elektronischen Medien wesentlich intensiviert worden. Drittens herrscht 

Wettbewerb zwischen denjenigen, die aktuell wirtschaftspolitisch beraten, und denjenigen, die 

ebenfalls in diese Position wollen. Dies lässt sich auf honorierte Gutachten unterschiedlicher 

Auftraggeber wie auf die institutionalisierte Politikberatung beziehen. Viertens, nur mit Bezug 

auf Gremien der Politikberatung, besteht Wettbewerb unterschiedlicher Meinungen innerhalb 

eines Gremiums.  

Für jede dieser Formen des Wettbewerbs sind dazu förderliche Rahmenbedingungen 

vorstellbar. Offenheit und Transparenz stellen notwendige Voraussetzungen für die beiden 

erstgenannten Formen dar. Die dritte zuvor genannte Form des Wettbewerbs ergibt sich aus 

dem Eigeninteresse der Wissenschaftler von selbst. Allerdings muss gewährleistet sein, dass 

die Argumente der Zielfunktion wirtschaftspolitischer Berater wenigstens teilweise kongruent 

mit denen der Wissenschaftler sind. Ist die wirtschaftspolitische Beratung für Ökonomen 

uninteressant, weil ihnen eine reine wissenschaftliche Betätigung genügt, so sinkt die 

Wettbewerbsintensität in diesem Bereich. Der Widerstreit von Meinungen innerhalb eines 

Gremiums gewinnt ebenfalls durch Offenheit und Transparenz. Hier muss jedoch zugleich 

berücksichtigt werden, dass die Funktions- und Arbeitsweise eines Gremiums dadurch nicht zu 

sehr beeinträchtigt werden darf.  

Reputation und Wettbewerb sind nicht die einzigen korrigierenden Mechanismen. Hinzu 

kommt als formale Beschränkung für die institutionalisierte wirtschaftspolitische Beratung ein 

rechtlich vorgegebenes Mandat, dessen Verletzung sich die dadurch gebundenen 

wirtschaftspolitischen Berater nicht leisten können, weil sie sich dann offen rechtswidrig 

verhalten würden. In einem solchen Fall hätte die Regierung einen formalen Ansatzpunkt, 

wirtschaftspolitische Berater aus dem Gremium zu entlassen. Ihr Mandat ist somit eine formale 

Beschränkung für wirtschaftspolitische Berater, die sie bei der Maximierung ihrer Zielfunktion 

an allgemeine Interessen binden soll. Jedes Mandat ist zwar auslegungsfähig. Dies zeigt nicht 

zuletzt die Diskussion um die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank. Gleichwohl bleibt 

eine Beschränkung bestehen.  

Erheblich ist zudem die Selektion der wirtschaftspolitischen Berater. Jeder Auftraggeber 

versucht die Legitimität seiner Position durch einen angesehenen Gutachter zu stärken. Je höher 

die Reputation des Gutachters, umso stärker fällt dieser Legitimationseffekt aus. Bei der 

institutionalisierten Beratung kommt es jedoch auf die Reputation des Gremiums an. Hier 

müssen angesehene Wissenschaftler selektiert werden, um die Akzeptanz des Gremiums in der 

Bezugsgruppe der Fachöffentlichkeit sicherzustellen. Mitglieder solcher Gremien müssen also 

einerseits durch ihre Publikationen überzeugen. Andererseits sollte es sich aber um Personen 

handeln, die zu einem Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die wirtschaftspolitische 

Realität in der Lage sind.  
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3. Anreizstrukturen institutioneller wirtschaftspolitischer Beratung in Deutschland 

Vor diesem Hintergrund bietet sich eine Betrachtung der institutionellen wirtschaftspolitischen 

Beratung in Deutschland an. Dafür gibt es mehrere Gründe. Erstens spielt hierzulande die 

Unabhängigkeit der wirtschaftspolitischen Beratung seit der Gründung des Wissenschaftlichen 

Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft (heute: und Energie) (BMWi) im Jahr 1948 

(damals noch bei der Verwaltung für Wirtschaft) ein wichtige Rolle. Nach dessen Vorbild 

wurde im Jahr 1949 der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 

(BMF) gegründet, dessen Satzung erhebliche Ähnlichkeiten mit derjenigen des 

Wissenschaftlichen Beirats beim BMWi aufweist. Der durch das Gesetz über die Bildung eines 

Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

(Sachverständigenratsgesetz, SachvRatG) am 14. August 1963 gegründete Sachverständigenrat 

für Wirtschaft (SVR) geht wiederum auf unterschiedliche Impulse und Initiativen aus dem 

Wissenschaftlichen Beirat beim BMWi zurück (Blesgen 2000).3  

Neben der jeweils im § 1 ihrer Satzungen festgestellten formalen Unabhängigkeit sind die 

beiden Schwesterbeiräte beim BMWi und beim BMF als unabhängig gekennzeichnet, weil sie 

selbst die Mitglieder ihres Gremiums bestimmen und diese Mitgliedschaft jeweils auf 

Lebenszeit festgelegt ist. Zudem legen sie die Themen, mit denen sie sich auseinandersetzen 

wollen, selbst fest, und müssen keine Rücksicht darauf nehmen, ob dies für die Leitung des 

Hauses politisch opportun ist. Die Arbeit in diesen Beiräten wird ehrenamtlich und im 

Nebenamt ausgeführt, sodass die Mitglieder der Beiräte formal und wirtschaftlich unabhängig 

sind. Sie sind nicht weisungsgebunden. Wiederwahlgesichtspunkte, welche die Unabhängigkeit 

der Beratung gefährden könnten, bestehen hier nicht. Allerdings haben diese Beiräte, jenseits 

ihrer Lehrstuhl- oder Institutsausstattung, keine nennenswerten personellen Ressourcen zur 

Verfügung. Dies schränkt ihren Wirkungshorizont ein.  

Dem SVR ist gemäß § 3 SachvRatG unabhängig und nur an den durch das Gesetz begründeten 

Auftrag gebunden. Seine Mitglieder sind somit nicht weisungsgebunden oder in die Hierarchie 

der Bundesregierung eingeordnet. Sie dürfen weder einer Regierung noch einem 

Wirtschaftsverband oder den Tarifvertragsparteien angehören oder im Jahr vor der Berufung 

angehört haben. Die formale Unabhängigkeit ist somit höher als im Fall der beiden Beiräte beim 

BMWi und beim BMF, deren Satzungen als solche ein geringeres rechtliches Gewicht haben 

und zudem keinerlei Regelungen zur vorherigen Regierungs- oder Verbandszugehörigkeit 

enthalten. Die Mitglieder des SVR werden durch den Bundespräsidenten auf Vorschlag der 

                                                      
3 Andere Beiräte oder Sachverständigenräte mit ökonomischer Beteiligung werden hier nicht betrachtet. Dazu 
gehören beispielsweise der im Jahr 1958 gegründete und in §§ 154-156 SGB VI verankerte Sozialbeirat, der im 
Jahr 1971 durch Erlass der Bundesregierung gegründete Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) und der 
im Jahr 1985 durch Erlass der Bundesregierung gegründete und in § 142 SGB V zusätzlich verankerte 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen. In allen drei Fällen handelt es 
sich um interdisziplinäre Gremien, in denen Ökonomen in der Regel die Minderheit der Mitglieder stellen. Hinzu 
kommen die in allen drei Fällen deutlich schwächer als im SachvRatG verankerte Unabhängigkeit sowie der 
eingeschränkte Begutachtungsauftrag. Die im Jahr 1973 gegründete und in §§ 44-47 GWB verankerte 
Monopolkommission kommt dem SVR im Ausmaß ihrer Unabhängigkeit am nächsten, besteht aber nicht 
zwingend in der Mehrheit aus Ökonomen. Der Unabhängige Beirat des Stabilitätsrats, die deutsche Version des 
durch das europäische Recht geforderten Fiskalrats, bleibt unberücksichtigt, weil er erst wenige Jahre besteht. 
Die in der Gemeinschaftsdiagnose verbundenen großen wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute 
genießen ebenfalls eine geringere institutionelle Absicherung ihrer Unabhängigkeit als der SVR.  
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Bundesregierung auf fünf Jahre berufen, eine Wiederernennung ist möglich. Dies schränkt die 

Unabhängigkeit des SVR im Vergleich zu den beiden Beiräten beim BMWi und beim BMF 

ein, weil Wiederernennungsgesichtspunkte für die Mitglieder des SVR eine Rolle spielen 

könnten. Die Mitglieder des SVR sind dort im Nebenamt tätig, in der Regel Hochschullehrer 

oder Präsidenten/Direktoren von Wirtschaftsforschungsinstituten und somit wirtschaftlich 

unabhängig von ihrer Tätigkeit im SVR. Zudem verfügt der SVR über einen Stab an 

wissenschaftlichen Mitarbeitern und eine Geschäftsstelle, kann somit also auf Ressourcen 

zurückgreifen, die seiner operativen Unabhängigkeit förderlich sind. 

Unabhängigkeit der wirtschaftspolitischen Beratung setzt für sich genommen bestimmte 

Anreize für die Wahrnehmung des Mandats. Sie erlaubt es, die Inhalte der Begutachtung 

weitgehend selbst zu bestimmen, ohne auf die Vorstellungen einer Regierung oder eines 

Ministeriums Rücksicht zu nehmen. Die Mitglieder dieser Gremien können daher ihren 

Vorstellungen folgen und müssen lediglich zueinander finden. Sie sind in ihrer gutachterlichen 

Tätigkeit vor allem beschränkt durch den Wettbewerb unterschiedlicher Argumente und 

Positionen innerhalb des Gremiums sowie durch den Reputationswettbewerb, der von außen 

aus der wissenschaftlichen Bezugsgruppe an sie herangetragen wird. Um dies sicherzustellen 

legt die Satzung der Wissenschaftlichen Beirats beim BMWi in § 2 fest, dass die verschiedenen 

Fachrichtungen der Wirtschaftswissenschaften bei der Zusammensetzung des Beirats 

angemessen berücksichtigt werden sollen. Die Satzung des Wissenschaftlichen Beirats beim 

BMWi bestimmt hingegen, dass der Beirat aus Hochschullehrern der Wirtschafts- und 

Rechtswissenschaft bestehen soll, die besondere Fachkenntnisse auf dem Gebiete der 

Finanztheorie und -politik besitzen, schweigt sich also über die Berücksichtigung 

unterschiedlicher Fachrichtungen aus. In beiden Gremien zeigen die bisherigen Berufungen 

jedoch, dass der Gedanke der Repräsentation unterschiedlicher wissenschaftlicher Strömungen 

neben der wissenschaftlichen Reputation potentieller Mitglieder durchaus eine Rolle spielt. 

Zudem ist in beiden Satzungen das Recht einer Minderheit auf ein Minderheitsgutachten formal 

gewährleistet. 

Das SachvRatG enthält keine formale Vorgabe für die Repräsentation unterschiedlicher 

wirtschaftswissenschaftlicher Strömungen, stellt lediglich die formale Regierungs- und 

Verbandsunabhängigkeit sicher. Von Anfang an hat sich jedoch bei der Ernennung der 

Mitglieder eine Rücksichtnahme auf die Arbeitgeberverbände und die Gewerkschaften 

ergeben. Ohne dass diese Verbände ein Vorschlagsrecht oder ein formales Vetorecht haben, 

versucht die Bundesregierung bei der Ernennung oder Wiederernennung je eines Mitglieds des 

SVR eine Person zu finden, mit der die Gewerkschaften oder die Arbeitgeber einverstanden 

sind. Dies sorgt für sich genommen für einen Wettbewerb von Positionen im SVR und findet 

seinen Ausdruck insbesondere in einer Vielzahl von Minderheitsvoten nach § 3 Abs. 2 

SachvRatG (Potrafke 2013). Hinzu kommt, dass unterschiedliche Strömungen in den 

Wirtschaftswissenschaften ebenso durch die anderen drei Mitglieder Eingang in den Rat finden, 

weil das Gremium in der Lage sein muss, sein Mandat inhaltlich abzudecken. Makroökonomen, 

Finanzmarktökonomen, Arbeitsmarktökonomen, Ökonometriker und Finanzwissenschaftler 

haben im Zuge der Spezialisierungen dieser Fächer durchaus unterschiedliche Perspektiven auf 

bestimmte wirtschaftspolitische Probleme. 
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Die in allen drei Gremien vertretenen Wissenschaftler sind durch die Veröffentlichungspflicht 

ihrer Gutachten und Stellungnahmen dem Reputationswettbewerb ihres Fachs ausgesetzt. § 9 

der Satzung des Wissenschaftlichen Beirats beim BMWi legt fest, dass der Beirat die 

Ergebnisse seiner Beratungen an den Bundeswirtschaftsminister richtet und dieser den 

Zeitpunkt der Veröffentlichung bestimmt. Dass eine Veröffentlichung stattfindet, ist somit 

nicht geregelt, wird aber dadurch nahegelegt, dass der Minister nur den Zeitpunkt festlegen 

kann. § 8 der Satzung des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF legt zudem fest, dass die 

Veröffentlichung gutachterlicher Äußerungen durch den Bundesfinanzminister in der Regel 

nicht später als zwei Monate nach der Übergabe vorgenommen werden soll. Hier wird die 

Veröffentlichungspflicht deutlicher.  

§ 6 Abs. 1 Satz SachvRatG bestimmt, dass die Veröffentlichung des Jahresgutachtens des SVR, 

das bis zum 15. November jeden Jahres fertiggestellt werden muss, zum gleichen Zeitpunkt wie 

seine Übergabe an die Bundesregierung stattfindet. Allfällige Sondergutachten, die der SVR 

nach § 6 Abs. 2 SachvRatG zu erstatten hat, wenn Entwicklungen erkennbar werden, welche 

die gesamtwirtschaftliche Entwicklung gefährden, veröffentlicht der SVR im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Hinzu kommt, dass der SVR nach § 1 

Abs. 1 SachvRatG „zur Erleichterung der Urteilsbildung bei allen wirtschaftspolitisch 

verantwortlichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit“ gebildet wurde. Der SVR hat somit von 

vornherein das doppelte Mandat einer wirtschaftspolitischen Beratung der Bundesregierung 

wie der Information der breiten Öffentlichkeit.  

Die Veröffentlichungspflicht setzt die Wissenschaftlichen Beiräte beim BMWi und beim BMF 

sowie den SVR einem intensiven Reputationswettbewerb aus, wie eine Vielzahl von kritischen 

Publikationen belegt. Während die Wissenschaftlichen Beiräte relativ wenig Aufmerksamkeit 

in der breiten Öffentlichkeit erhalten, trifft der SVR auf eine breite Resonanz und Kritik.4 Diese 

Wettbewerbsprozesse beschränken die Fähigkeit der Mitglieder dieser Gremien, ihren eigenen 

Wertvorstellungen bei der Fertigstellung von gutachterlichen Äußerungen freien Lauf zu 

lassen. Ungern lassen sich Wissenschaftler handwerkliche Fehler oder politische Gefälligkeiten 

vorwerfen. Die Diskussion geht beispielweise beim SVR so weit, dass die persönliche 

wissenschaftliche Reputation der einzelnen Mitglieder in den Blick genommen wird (Potrafke 

2015). Dies alles führt dazu, dass die Mitglieder ihre Analysen und wirtschaftspolitischen 

Anregungen lieber zu oft hinterfragen oder zusätzlich abschwächen, bevor sie sich angreifbar 

machen. Dies könnte zudem ungünstige Auswirkungen auf die gewährte Unabhängigkeit 

haben. Die Unabhängigkeit selbst verpflichtet also und führt zusammen mit der 

Veröffentlichungspflicht zu einem sich selbst verstärkenden Prozess, der schließlich zu einer 

sachorientierten, von individuellen Wertvorstellungen der Mitglieder dieser Gremien gelösten 

Beratung führt.  

Ein zweiter Grund für die Betrachtung der institutionellen wirtschaftspolitischen Beratung in 

Deutschland besteht in rechtlich vorgegebenen Mandaten, deren Auslegung im Zeitablauf für 

die Analyse herangezogen werden kann. Die beschränkende Wirkung der durch die Satzungen 

                                                      
4 Belege für diese Einschätzungen mögen die umfangreichen Quellenangaben in Cassel (2001), Mause und 
Heine (2003), Papenfuß und Thomas (2007) oder Kirchgässner (2011, 2013a, 2013b, 2015) liefern. Zudem muss 
noch hinzugefügt werden, dass der Wissenschaftliche Beirat beim BMF (2014) mit seinem Gutachten zu den 
Öffentlich-rechtlichen Medien eine erhebliche Resonanz in der Öffentlichkeit erzielt hat.  
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der Wissenschaftlichen Beiräte beim BMWi und beim BMF vorgegebenen Mandate ist 

allerdings relativ gering. Jeweils gemäß § 1 ihrer Satzungen soll der Beirat beim BMWi den 

Bundeswirtschaftsminister in allen Fragen der Wirtschaftspolitik, der Beirat beim BMF den 

Bundesfinanzminister in allen Fragen der Finanzpolitik beraten. Dies bietet den Mitgliedern der 

Beiräte umfangreiche Spielräume, sich mit den von ihnen als wirtschafts- bzw. finanzpolitisch 

relevant erachteten Themen auseinander zu setzen. Dies mag in verschiedenen Fällen mit den 

von den jeweiligen Ministerien als bedeutsam erachteten Fragen übereinstimmen. Aber letztlich 

entscheiden die Mitglieder der Beiräte über die Themenwahl. Bei der Behandlung der Themen 

sind sie ebenfalls grundsätzlich frei, müssen aber den Reputationswettbewerb im Auge haben.  

Der SVR wird hingegen durchaus durch sein Mandat beschränkt. Gemäß § 2 SachvRatG soll 

der SVR in seinen Gutachten die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und deren absehbare 

Entwicklung darstellen. Dieser Auftrag wird mit dem sog. Magischen Viereck verknüpft. Denn 

der SVR soll untersuchen, wie „im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig 

Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirtschaftliches 

Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem Wachstum gewährleistet werden können“. 

Hinzu kommen der Auftrag zur Untersuchung von Bildung und Verteilung von Einkommen 

und Vermögen sowie zur Darlegung der Ursachen von aktuellen und möglichen Spannungen 

zwischen der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Angebot, 

welche die Ziele des magischen Vierecks gefährden. Bei seinen Analysen hat der SVR 

verschiedene Annahmen zugrunde zu legen sowie deren unterschiedliche Wirkungen 

darzustellen und zu beurteilen. Schließlich soll der SVR „Fehlentwicklungen und 

Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder deren Beseitigung aufzeigen, jedoch keine 

Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen aussprechen“.  

Die Auslegung dieses Mandats ist bis heute Gegenstand der Beratungen im SVR, wurde aber 

wesentlich in der Anfangszeit des Gremiums vorgeprägt. Olaf Sievert (1968, 1990, 2003), der 

erste Generalsekretär des Sachverständigenrates von 1964 bis 1966 und von 1970 bis 1985 

Mitglied, davon zehn Jahre als Vorsitzender des Sachverständigenrates, hat dies umfassend 

dargestellt. In seinen Analysen wird deutlich, wie vorsichtig der Rat zu Beginn vorgegangen 

ist. Er verdeutlicht die Abwägungsprozesse sehr anschaulich und präzise. Die damaligen 

Mitglieder des SVR empfanden die gewährte Unabhängigkeit offenbar als Privileg und 

Verpflichtung, mit denen sorgsam umgegangen werden musste.  

Dies verwundert nicht angesichts der Kritik, die von juristischer Seite geäußert wurde. 

Böckenförde (1964) hatte verfassungsrechtliche Bedenken, weil der SVR nicht nur der 

Bundesregierung, sondern Parlament und Öffentlichkeit beratend gegenübertritt. Klein (1974) 

behauptete, der SVR übe wirtschaftspolitische Leitungsbefugnisse aus, ohne selbst politisch 

verantwortlich zu sein und ohne dass mangels Weisungsgewalt für seine Tätigkeit ein 

Regierungsmitglied verantwortlich gemacht werden könne. Dies verkennt, dass das Mandat des 

SVR wirtschaftspolitische Leitungsbefugnisse nicht deckt, dass er nur auf Fehlentwicklungen 

hinweist und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder Beseitigung aufzeigt, ohne jedoch 

bestimmte wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen empfehlen zu dürfen. Die 

Bundesregierung muss zwar gemäß § 6 SachvRatG zum Jahresgutachten gegenüber dem 

Bundestag Stellung nehmen und ihre wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen darlegen. 

Welche sie daraus zieht, ist jedoch ihre Sache. Es gibt keine Vorprägung der Wirtschaftspolitik 
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durch den SVR. Er hat lediglich eine durch das SachvRatG hervorgehobene Stimme in der 

wirtschaftspolitischen Debatte (Feld 2017). 

Gleichwohl hat der SVR das Empfehlungsverbot weit ausgelegt. Für Sievert (1968) war dies 

unvermeidlich, nehmen doch mögliche Maßnahmen gegen wirtschaftliche Fehlentwicklungen 

schnell den Charakter von Empfehlungen an, wenn die Alternativen unattraktiv erscheinen. Der 

SVR hat das Empfehlungsverbot schon in seiner Anfangszeit als Appell verstanden, 

unausgewogenen Darstellungen zu unterlassen, sich also abwägend vorsichtig in bestimmte 

Richtungen zu bewegen. Der Rat blieb sich in dieser Interpretation bis heute treu, obwohl diese 

Differenzierung in der Regel an der öffentlichen Wahrnehmung der Jahresgutachten 

vorbeigeht. Die Öffentlichkeit spitzt die Aussagen des Rates zu, nicht zuletzt weil sie ansonsten 

für die breite Öffentlichkeit unverdaulich wären. Welches Interesse sollte die Öffentlichkeit an 

der Diskussion von Konfidenzintervallen bei der Projektion der voraussichtlichen Zuwachsrate 

des Bruttoinlandsprodukts im kommenden Jahr haben? Die Lust der Öffentlichkeit an 

abwägenden Wenn-Dann-Aussagen oder einem gepflegten Sowohl-als-auch ist begrenzt. Die 

Mitglieder des SVR leisten mit zuspitzenden Interviewaussagen und dem Gegeneinander von 

Mehrheits- und Minderheitsmeinung ein Übriges.  

Problematisch wird diese Auslegung des Empfehlungsverbots mit der Verpflichtung von § 2 

SachvRatG, auf Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder deren 

Beseitigung hinzuweisen. Gesamtwirtschaftliche Fehlentwicklungen beginnen mit falschen 

wirtschaftspolitischen Weichenstellungen. Der SVR wird durch sein Mandat daher geradezu 

dazu gedrängt, wirtschafts- und finanzpolitische Entscheidungen der Bundesregierung auf den 

Prüfstand zu stellen. Er muss dauernd der Regierung vorhalten, „welche Chancen der 
Vergangenheit sie ausgelassen, gegen welche Chancen der Zukunft sie sich entschieden hat“ 
(Sievert 1968, S. 31). Die Bundesregierung muss wiederum jede Kritik des SVR an den von ihr 

getroffenen wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen als von außen kommend und 

oppositionell wahrnehmen. Gerade die Unabhängigkeit des Rates ist es, die seine Arbeit, soweit 

sie als Beratung der Bundesregierung verstanden wird, erschwert.  

In diesem Spannungsfeld hat der SVR verschiedene Entscheidungen zur Auslegung seines 

Mandats getroffen, die sich im Zeitablauf nicht im Grundsatz, gleichwohl aber in der Tragweite 

verändert haben. Das Magische Viereck legt der SVR exklusiv aus, sodass andere als die für 

seine wirtschaftspolitischen Überlegungen ausdrücklich genannten Ziele, wenn sie mit diesen 

in Konflikt geraten, unbeachtlich und dass diese Ziele grundsätzlich gleichrangig sein sollen 

(Sievert 1968, S. 39f.). Der SVR muss dabei zugleich als Kind des Keynesianismus bezeichnet 

werden (Sievert 2003). Das Magische Viereck ist es schließlich ebenfalls. Bis heute erfordern 

die diagnostischen Teile zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Deutschland- und 

internationale Konjunktur), „makroökonomische Probleme auf keynesianisch buchstabieren“ 

zu können (Sievert 2003, S. 35). Gleichwohl waren die Ausführungen des SVR von Beginn an 

auf den Marktzusammenhang statt den Kreislaufzusammenhang, ordnungspolitisch statt 

interventionistisch ausgerichtet. Dies wurde noch deutlicher mit der Rezeption monetaristischer 

Ideen zu Beginn der 1970er Jahre oder dem Übergang zur Angebotspolitik zum Ende der 

1970er Jahre. Allerdings hat der SVR sich nie wirklich von Keynes als dem Theoretiker der 

Unsicherheit abgewendet und blieb dadurch offen für eine antizyklische Konjunkturpolitik, als 

„Fluchtklausel zugunsten des Antizyklischen – für den Ausnahmefall: wenn der Himmel 
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einstürzt“ (Sievert 2003, S. 41). Nach der Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008/2009 

trat dies erneut in den Vordergrund.  

Gerade die mikroökonomische Fundierung gesamtwirtschaftlicher Zusammenhänge, die dem 

SVR durchgehend am Herzen gelegen hat, birgt jedoch das Konfliktpotential mit 

unterschiedlichen politischen Interessenten. Angebotspolitik umfasst gerade die schwierigen 

Themenbereiche der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Steuerpolitik. Hier sind die 

Verteilungsinteressen besonders stark ausgeprägt. Der SVR musste dadurch immer wieder in 

Konflikt geraten mit den verschiedenen Bundesregierungen. Seine Konsequenz aus dieser 

Politisierung seiner wissenschaftlichen Analyse besteht bis heute darin, die analytischen 

Schritte, die zu einer wirtschaftspolitischen Anregung führen, offen und transparent darzulegen, 

dabei möglichst hohe wissenschaftliche Standards zu wahren, sich selbst und seinem Stab viel 

abzuverlangen, um eine hohe Qualität zu erreichen. Olaf Sievert (1990, S. 295) bringt dies auf 

unnachahmliche Weise auf den Punkt: 

„Die Autorität des Rates lässt sich nur bewahren, ja, nur legitimieren durch die Qualität 

seiner Arbeit. Die Ausstattung und die Privilegien, die dem Sachverständigenrat 

gewährt sind, erlauben das Besondere; dabei ist mitgedacht, dass es zum Komment des 
Rates und dessen Mitarbeiter gehört, persönlich das Äußerste von sich zu fordern. Ja, 
sie gebieten es. Auch ein wissenschaftliches Beratungsgremium wird immer im 
Meinungsstreit stehen und fehlbar sein. Doch als ein unerbittlicher Rechnungshof der 

Wirtschaftspolitik, der der Sachverständigenrat nicht zuletzt sein sollte und wollte, 
streng, aber würdig, als ein notorischer Herausforderer, der durch die Kraft seiner 
Analysen das Vernünftige erleichtern, das Unvernünftige behindern, allemal den 
Politikern über die Hürden der kurzfristigen Wahlrücksichten hinweghelfen will, muss 
er mehr als jeder andere auf Qualität aus sein. Bis zur kleinsten Konjektur, bis zur 

Übertreibung; denn nur Übertreibung sichert wenigstens das Minimum. Es war immer 
Grundsatz im Sachverständigenrat: Kein den Tenor einer Aussagenfolge störendes 
,auch‘, beanstandet vom jüngsten Stabsmitglied, ist so klein, dass der Count Down der 
Verabschiedung eines Textes nicht noch in der dritten Morgenstunde eines 15. 

November unterbrochen werden musste. Davon darf man nicht ablassen.“ 

Es ist also das durch sein Mandat entstehende Spannungsfeld, das den SVR erheblichem 

Wettbewerbsdruck aussetzt, größerem Wettbewerbsdruck, als ihm die Mitglieder der 

Wissenschaftlichen Beiräte oder einzelne in der wirtschaftspolitischen Beratung aktive 

Wissenschaftler ausgesetzt sind. Ein klarer Verstoß gegen sein Mandat könnte nicht ohne 

Konsequenzen für den SVR bleiben, müsste sogar zum Rücktritt einzelner Mitglieder führen. 

Bei aller Auslegungsfähigkeit seines Mandats sind es die dadurch gezogenen rechtlichen 

Grenzen, die den Mitgliedern des SVR Anreize für ihre Tätigkeit setzen.  

Noch ein dritter Grund legt eine Betrachtung der institutionellen wirtschaftspolitischen 

Beratung in Deutschland nahe. Die Wissenschaftlichen Beiräte beim BMWi und beim BMF 

sowie der SVR haben eine lange Tradition der Selektion von Mitgliedern, die Rückschlüsse auf 

Selektionseffekte erlauben. Die Beiräte spiegeln nicht zuletzt angesichts ihres Umfangs von 25 

Mitgliedern (gemäß § 2 ihrer Satzungen) die ganze Breite der in Deutschland vertretenen 

wirtschaftswissenschaftlichen Expertise wider. Dies wird in diesen Gremien ergänzt durch eine 

der Wirtschafts- und Finanzpolitik nahestehende rechtswissenschaftliche Expertise. Im 
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Vordergrund ihrer Entscheidungen über zukünftige Mitglieder dürften für die Beiräte aber 

wissenschaftliche Exzellenz und die Fähigkeit zur wirtschaftspolitischen Beratung stehen. 

Beides dürfte genauso für den SVR gelten, wobei hier die inhaltliche Orientierung, die durch 

das Mandat vorgegeben ist, von zusätzlicher Bedeutung sein dürfte.  

Diese Einschätzung aus der Sicht der Wissenschaftlichen Beiräte und dem SVR wird in 

jüngerer Zeit vor allem durch gewerkschaftsnahe Institutionen und Ökonomen in Frage gestellt 

(Pühringer 2016, Beyer et al. 2017, Heise et al. 2017). Mit einer Netzwerkanalyse wird 

versucht, die Zusammenhänge zwischen Ökonomen in der wirtschaftspolitischen Beratung 

durch deren Mitgliedschaft oder Nähe zu bestimmten als neoliberal klassifizierten Institutionen 

herauszufiltern. Abgesehen von gewissen Unterlassungen – so wird Wolfgang Stützel, der 

Mitglied des SVR, des Kronberger Kreises und der Mont Pelerin Society war, nicht als Lehrer 

von Peter Bofinger anerkannt, der als gewerkschaftsnah dargestellt wird – verkennt die 

Netzwerkanalyse die Wirkung von Wettbewerbsmechanismen bei der Selektion von 

Wissenschaftlern in Gremien der Politikberatung. Gerade um nicht angreifbar zu sein, müssen 

Kriterien wie die wissenschaftliche Exzellenz und die Fähigkeit zur wirtschaftspolitischen 

Beratung wesentliche Selektionskriterien darstellen. 

 

4. Auswirkungen auf die Ergebnisse der wirtschaftspolitischen Beratung  

Die institutionalisierte wirtschaftspolitische Beratung in Deutschland unterliegt nicht nur dem 

Reputationswettbewerb, der von außen an diese Gremien herangetragen wird, und dem internen 

Wettstreit der Meinungen der Mitglieder. Darüber hinaus sorgt die Festlegung ihres Mandats 

für weitere Beschränkungen. Den Mitgliedern der Wissenschaftlichen Beiräte beim BMWi und 

beim BMF sowie dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung werden dadurch Anreize gesetzt, in der wirtschaftspolitischen Diskussion 

vorgebrachte Argumente, soweit sie diese nicht selbst aufbringen, aufzunehmen, zu wägen und 

einzuordnen. Dies trifft nicht immer auf das Wohlwollen der verschiedenen politischen 

Interessenten. Die wirtschaftspolitischen Gremien erhalten zudem Anreize, wissenschaftliche 

Innovationen, sei es methodischer oder inhaltlicher Art möglichst schnell und umfassend 

aufzunehmen. Hinzu kommen Anreize, möglichst transparent und offen, mit hohem Anspruch 

an sich selbst und den Duktus des eigenen Arguments vorzugehen. Die Bestreitbarkeit der 

Analysen dieser Gremien sollte auf möglichst sachlichem Niveau bestehen.  

Die institutionalisierte wirtschaftspolitische Beratung ist zudem so angelegt, dass sie die 

Wirtschafts- und Finanzpolitik der Regierung eher kritisch begleitet und daher vornehmlich als 

oppositionell wahrgenommen wird. Dies ist beispielsweise beim amerikanischen Council of 

Economic Advisors (CEA) anders, der Teil der Administration und somit nicht unabhängig wie 

die hier betrachteten drei deutschen Beratungsinstitutionen ist (Papenfuß und Thomas 2007). 

Das Modell des CEA erlaubt eine effektivere technische Beratung im Rahmen der von der 

Regierung vorgegebenen Ziele und ist damit vor allem kurzfristig, auf die aktuelle 

Wirtschaftspolitik der Regierung bezogen. Das deutsche Modell der wirtschaftspolitischen 

Beratung hat hingegen eher langfristige Ziele über die Aufklärungsfunktion mit dem 

Adressaten der allgemeinen Öffentlichkeit, aber vor allem mit Blick auf die langfristigen, 
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ordnungspolitisch ausgerichteten Notwendigkeiten in der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Seine 

Effektivität ist auf die Konstanz der Wirtschaftspolitik ausgerichtet, es wirbt mit „rules rather 
than discretion“ gegen Zeitinkonsistenz in der Politik, fungiert als ordnungspolitisches 

Gewissen und dürfte daher langfristig gewisse Vorzüge haben. Die Wirkungsweise dieser 

Beratung muss daher auch langfristig beurteilt werden. Sie unterliegt gleichwohl erheblichen 

Beschränkungen: „Die Möglichkeiten einer öffentlichen wissenschaftlichen Debatte über 

Gegenstände der Politik werden praktisch letztlich begrenzt durch die Reife des Publikums, 

nicht durch die Reife der verantwortlichen Politiker.“ (Sievert 1968, S. 33). 
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